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tungen im Verantwortungsbereich des Rates anzufordern. Aus 
der Berichterstattung sollten u. a. Maßnahmen für ein noch 
engeres Zusammenwirken zwischen den gewerkschaftlichen 
Leitungen und den staatlichen Leitern zur Gewährleistung 
einer höheren Wirksamkeit des sozialistischen Arbeitsrechts 
abgeleitet werden. Um eine umfassende reale Einschätzung 
zu erhalten, arbeitete der FDGB-Bezirksvorstand bei der 
Vorbereitung der Berichterstattung eng mit dem Rat des 
Bezirks, insbesondere mit dem Amt für Arbeit und Löhne, 
zusammen.

Inhaltliche Anforderungen an den Bericht

Ziel der Berichterstattung war es darzulegen, wie das sozia­
listische Arbeitsrecht als Leitungsinstrument genutzt wird. 
Dabei sollte u. a. die Arbeit mit Betriebskollektivverträgen, 
Arbeitsordnungen und Rationalisierungskonzeptionen einge­
schätzt und festgestellt werden, inwieweit diese Dokumente 
mit den Rechtsvorschriften übereinstimmen, die Rechte und 
Pflichten der Werktätigen konkretisieren und die demokra­
tischen Mitspracherechte der Werktätigen und die Mitgestal­
tungsrechte der Gewerkschaften gewährleisten. Es sollte u. a. 
festgestellt werden, wie die Rechenschaftslegungen der 
Betriebsleiter gemäß § 19 Abs. 2 AGB sowie Rechts- und 
Sicherheitskonferenzen dazu genutzt werden, sowohl gegen­
über den Werktätigen als auch innerhalb der Leitungen über 
die Einhaltung und Erfüllung der arbeitsrechtlichen Leitungs­
dokumente zu berichten und aus der Analyse des gegenwär­
tigen Standes und dem Austausch der Erfahrungen der fort­
geschrittensten Betriebe und Arbeitskollektive künftig 
notwendige Aufgaben auf diesem Gebiet festlegen zu können.

Um einen Überblick darüber zu erhalten, wie die Mitwir­
kungsrechte der Gewerkschaften bei der Gestaltung der 
arbeitsrechtlichen Beziehungen in den Betrieben gewähr­
leistet sind, war darzulegen, wie die staatlichen Leiter ihre 
Informationspflichten über alle arbeitsrechtlichen Fragen 
gegenüber den betrieblichen Gewerkschaftsleitungen erfül­
len. In diesem Zusammenhang war für den Bezirksvorstand 
bedeutsam, darüber informiert zu werden, in welchen Lei­
tungsdokumenten die konkreten Regelungen für die recht­
zeitige Information festgelegt werden, damit die Gewerk­
schaften sachkundig die Interessen der Werktätigen vertreten 
können. Außerdem sollte der Bericht Aussagen darüber ent­
halten, in welcher Form die zuständigen Fachorgane der 
örtlichen Staatsorgane ihre Pflicht zur Anleitung und Kon­
trolle bei der Durchsetzung dieser Regelungen gegenüber den 
bezirksgeleiteten Kombinaten und Betrieben wahrnehmen.

In einem weiteren Punkt der Berichterstattung sollte 
dargelegt werden, wie die Rechtspropaganda organisiert 
wird und wie die auf dem Gebiet des Arbeitsrechts ehren­
amtlich tätigen Kräfte, so KK-Mitglieder, Schöffen oder Mit­
glieder der gewerkschaftlichen Rechtskommissionen, in diesen 
Prozeß einbezogen werden. Da aus Eingaben, Rechtsberatun­
gen und Streitfällen, die durch gesellschaftliche bzw. staat­
liche Gerichte zu entscheiden waren, erkennbar wird, daß 
arbeitsrechtliche Konflikte auch auf unzureichende Rechts­
kenntnisse der staatlichen Leiter oder falsche Rechtsanwen­
dung durch sie zurückzuführen sind, war die Einschätzung 
des Qualifikationsniveaus der staatlichen Leiter auf dem 
Gebiet des Arbeitsrechts erforderlich. Es sollten vor allem die 
durch Beschluß des Ministerrates ausgelösten Aktivitäten zur 
durchgängigen Qualifizierung der staatlichen Leiter, unter 
Berücksichtigung der Hinweise des Staatssekretariats für 
Arbeit und Löhne zur Gestaltung der arbeitsrechtlichen 
Qualifizierung der Leiter und leitenden Mitarbeiter1 *, aufge­
zeigt werden.

Ergebnisse der Berichterstattung

1. In Vorbereitung auf die Berichterstattung wurden im Ver­
antwortungsbereich des Rates des Bezirks Dresden erstmals 
umfassende Analysen zum gegenwärtigen Stand der Wirk­
samkeit des Arbeitsrechts, zur Arbeit mit dem AGB und zu 
den Rechtskenntnissen der Werktätigen und der Leiter er­
arbeitet. Bisher gab es nur Einzelanalysen zu bestimmten 
arbeitsrechtlichen Leitungsdokumenten, wie Betriebskollek­
tivverträgen, Rationalisierungskonzeptionen, Wettbewerbsbe­
schlüssen oder auch zu Vereinbarungen über die leistungs­
orientierte Lohnpolitik, die in den Kombinaten, Betrieben 
und Fachorganen des Rates des Bezirks erarbeitet und den 
zuständigen Ministerien zugeleitet worden waren.

Im Ergebnis der Analyse wurde festgestellt, daß die Kom­
binate und Betriebe ihrer Aufgabe, die Werktätigen umfas­
send in die Leitung und Planung einzubeziehen, zunehmend 
gerecht werden und das Mitbestimmungsrecht der Gewerk­

schaften verwirklicht wird. Dies wird besonders deutlich in 
der Plan- und BKV-Diskussion sowie in der Beratung der 
Aufgaben, die mit dem wissenschaftlich-technischen Fort­
schritt Zusammenhängen. Die Fachorgane des Rates des 
Bezirks nehmen auf diesen Prozeß vorwiegend im Rahmen 
der Anleitung und Kontrolle zur Durchführung der staat­
lichen Planaufgaben, der Organisierung und Führung des 
sozialistischen Wettbewerbs sowie bei der Erarbeitung der 
Grundorientierungen für den BKV Einfluß. Es gelang den 
Kombinaten und Betrieben im Vergleich zu den Vorjahren 
für das Jahr 1989 besser, die Gestaltung des BKV und seiner 
Regelungen in Übereinstimmung mit dem Plan und der 
Wettbewerbsführung zu bringen.

Im Bericht konnte eingeschätzt werden, daß das Arbeits­
recht als Leitungsinstrument eingesetzt wird, um das gesell­
schaftliche Arbeitsvermögen effektiv zu nutzen. Im Jahr 1988 
war es aus Gründen der sozialistischen Rationalisierung not­
wendig, 11 964 Arbeitskräfte für andere Aufgaben zu gewin­
nen bzw. mit ihnen neue Arbeitsaufgaben zu vereinbaren. 
Aus diesen Maßnahmen entstanden nur wenige arbeitsrecht­
liche Konflikte. Es zeigte sich, daß es vor allem dann kaum 
Probleme gibt, wenn die Werktätigen von Beginn an auf die 
neue Arbeitsaufgabe vorbereitet und die dafür notwendigen 
Qualifizierungsmaßnahmen eingeleitet sowie die arbeitsrecht­
lichen Verträge ordnungsgemäß abgeschlossen werden.

Es wurde festgestellt, daß in dem untersuchten Bereich die 
Möglichkeiten des AGB gut genutzt werden, um auf Verlet­
zungen der Arbeitsdisziplin zu reagieren. So wurde z. B. von 
der Anwendung der arbeitsrechtlichen Verantwortlichkeit 
und der Differenzierung des Lohnes bei schuldhafter Verur­
sachung von Ausschuß oder Qualitätsminderung Gebrauch 
gemacht. Dennoch läßt der Bericht erkennen, daß nicht immer 
konsequent genug und mit den richtigen rechtlichen Möglich­
keiten auf Arbeitspflichtverletzungen der Werktätigen 
reagiert wird. Dafür sind als Hauptursache subjektive 
Mängel, wie Ausweichen vor Auseinandersetzungen sowie die 
fehlende Kenntnis über arbeitsrechtliche Möglichkeiten, zu 
sehen. Mit der angestrebten arbeitsrechtlichen Qualifizierung 
der Leiter kann hier Abhilfe geschaffen werden.

2. Rechenschaftslegungen zur Durchsetzung der arbeits­
rechtlichen Leitungsdokumente (§ 19 Abs. 2 AGB) führen die 
Leiter in der Regel jährlich durch. Es wurde jedoch festge­
stellt, daß die Durchsetzung der Arbeitsordnung nur selten 
Bestandteil der Rechenschaftslegung ist, obwohl sie ein 
wichtiges betriebliches Leitungsdokument zur Gewährleistung 
einer hohen Effektivität der Arbeit, zur Festigung der 
Arbeitsdisziplin sowie zur Sicherung der Einhaltung von 
Rechten und Pflichten der Werktätigen und der staatlichen 
Leiter ist.

Rechts- und Sicherheitskonferenzen finden in den bezirks­
geleiteten Kombinaten und Betrieben regelmäßig statt. Sie 
werden in enger Zusammenarbeit mit den gewerkschaftlichen 
Leitungen und Vorständen vorbereitet und durchgeführt. 
Erfahrungsaustausche zu den einzelnen arbeitsrechtlichen 
Gebieten zwischen vergleichbaren Betrieben oder auch 
Struktureinheiten sind aber noch zu selten.

3. Hinsichtlich der Gewährleistung gewerkschaftlicher Mit­
wirkungsrechte bei der Gestaltung der arbeitsrechtlichen 
Beziehungen durch konkrete Regelungen in Leitungsdoku­
menten sagt der Bericht aus, daß es notwendig ist, Festle­
gungen zu treffen, um die Informationspflicht der Leiter 
gegenüber den Gewerkschaften zu sichern. Die Fachorgane 
des Rates sind angehalten, dazu eigenständige Anleitungen 
und Kontrollen vorzunehmen.

Positiv wurde die konstruktive Zusammenarbeit in den 
Führungsgremien und Arbeitsgruppen des Rates mit den 
Gewerkschaften eingeschätzt, so beispielsweise auf dem 
Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes der Werk­
tätigen, der leistungsorientierten Lohnpolitik und der Arbeit 
der Sicherheitsinspektoren.

Zwischen den einzelnen Fachorganen des Rates des Bezirks 
und den Bezirksvorständen der Industriegewerkschaften/ 
Gewerkschaften werden Fragen der Rechtsanwendung und 
Rechtsverwirklichung mit unterschiedlicher Kontinuität be­
raten. Eine besonders gute Zusammenarbeit besteht mit dem 
Bezirksvorstand der Gewerkschaft Gesundheitswesen. Her­
vorzuheben ist, daß regelmäßige Erfahrungsaustausche zwi­
schen Staatsorganen, gewerkschaftlichen Vorständen und 
Rechtspflegeorganen eine wesentliche Voraussetzung für die 
einheitliche Rechtsanwendung und eine hohe Wirksamkeit 
des AGB sind.

4. An der Rechtserläuterung, Rechtsberatung und Auswer­
tung von Arbeitsstreitfällen nehmen ehrenamtliche Kräfte, 
wie Schöffen, Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte und
* Vgl. hierzu Arbeit und Arbeitsrecht 1989, Heft 3, S. 55 ff.


